
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung einer Biogasanlage 

in 16766 Kremmen 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juni 2024 

 
 

Die Firma KTW agrar GmbH & Co. KG, Groß Ziethener Weg 3 in 16766 Kremmen beantragt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Kremmen, Flur 10, Flurstück 442 eine Biogasanlage wesentlich 
zu ändern.  
 
Mit dem eingereichten Antrag auf wesentliche Änderung der bestehenden Biogasanlage in 
Kremmen werden im Wesentlichen die unbefristete Erhöhung der Rohgasproduktion von 
2,212 Mio. Nm³/a auf 3,702 Mio. Nm³/a, die Ausrüstung des BHKW 3 mit einem SCR-System 
sowie die Errichtung und der Betrieb einer Notfackel beantragt. Auch die Inputstoffe sollen sich 
in Art, Menge und Zusammensetzung ändern. Die störfallrelevante Biogasmenge bleibt mit 
26.662 kg bestehen. Das Transportaufkommen wird sich nicht erhöhen, da sich die tägliche 
Menge der zugeführten Stoffe nur unwesentlich ändert. Es werden energiereichere Stoffe in 
der Biogasanlage eingesetzt und somit mehr Rohbiogas erzeugt. 
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 V des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 
8.4.2.1 A sowie der Nummer 1.2.2.2 S der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien:  
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind die Veränderung von Bodeneigenschaften durch 
Austausch, Abtrag, Umlagern o. Verdichten, Verlust und Versiegelung des gewachsenen 
Bodens sowie ggf. Nährstoffeinträge. Da die Änderung im zentralen Teil der Biogasanlage 
stattfindet und dieser bereits gewerblich überformt ist, ist nicht mit erheblich nachteiligen 
Auswirkungen zu rechnen. 
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sowie auf Oberflächengewässer sind 
Veränderungen des Wasserhaushaltes durch Bodenversiegelung und –verdichtung. Geplant 
ist im bestimmungsgemäßen Betrieb keine Gewässerbenutzung. Die 
Niederschlagsentwässerung erfolgt wie zuvor über Versickerung. Wassergefährdenden Stoffe 
wie z. B. Motoröle können im bestimmungsgemäßen Betrieb nicht ins Grundwasser gelangen 
(doppelwandige Lagerung und Aufstellung des Containers als Ölwanne). 
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Fauna und Flora sind durch die Änderung nicht zu erwarten. 
Das SPA-Gebiet SPA DE 7019 „Rhin-Havelluch“, das NSG „Kremmener Luch“ sowie das LSG 
„Nauen-Brieselang-Krämer“ befinden sich mit deutlich mehr als 1.000 m Abstand in 
ausreichend großer Entfernung.   



 

 

Beeinträchtigungen der Lebensräume und Habitate geschützter Arten sind daher 
auszuschließen. 
 
Zusätzliche lärmbedingte Emissionen durch die geänderte Anlage sind möglich, da die 3 
BHKW flexibel deutlich länger betrieben werden sollen als zuvor. Sie werden jedoch zu keinem 
Zeitpunkt alle zugleich betrieben. Demzufolge ist an den relevanten Immissionsorten auch 
nach der Änderung nicht mit einer Zunahme der Lärmimmissionen zu rechnen. 
 
Zusätzliche betriebsbedingte Geruchsemissionen durch den Betrieb der geänderten 
Biogasanlage sind möglich. Laut den Ausführungen zu Geruchsimmissionen des 
Ingenieurbüros ECO-CERT vom 13.06.2023, zuletzt geändert am 11.12.2023, ergeben die 
Berechnungen für das Vorhaben eine Einhaltung der Immissionswerte sowie eine 
Unterschreitung der Irrelevanz. Erhebliche Beeinträchtigungen durch Gerüche sind daher nicht 
zu erwarten. 
 
Zusätzliche betriebsbedingte Ammoniak- und Stickstoffdepositionen durch den Betrieb der 
geänderten Biogasanlage sind möglich. Laut der Ammoniak- und 
Stickstoffdepositionsprognose des Ingenieurbüros ECO-CERT vom 13.06.2023 werden diese 
aber keine erheblichen Auswirkungen haben. Die Untersuchung der Ammoniakkonzentration 
und Stickstoffdeposition ergab ebenfalls eine Unterschreitung der gesetzlichen Vorgaben. Die 
in der Anlage 3 des Gutachtens dargestellten Isolinien bis zum Erreichen der irrelevanten 
Belastung von 0,3 kg N/ha*a zeigen, dass sich dieser Bereich ausschließlich auf dem 
Betriebsgelände befindet. Hier befinden sich keine geschützten Biotope. Somit können 
erhebliche Beeinträchtigungen empfindlicher Pflanzen und Ökosysteme mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen werden. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
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